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652. Bundesgesetz: Änderung des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes 1982
(NR: GP XVII RV 405 AB 443 S. 46. BR: AB 3417 S. 495.)

653. Bundesgesetz: Patent- und Markengebühren-Novelle 1987
(NR: GP XVII RV 305 AB 365 S. 46. BR: AB 3418 S. 495.)

6 5 2 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1987,
mit dem das Erdöl-Bevorratungs- und Melde-

gesetz 1982 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

(Verfassungsbestimmung)

Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von
Vorschriften, wie sie in den Artikeln II und III die-
ses Bundesgesetzes enthalten sind, sind für die Zeit
vom Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes bis
30. Juni 1988 auch in den Belangen Bundessache,
hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz in
der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht.

Artikel II

Das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982,
BGBl. Nr. 546, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 266/1984 wird wie folgt geändert:

1. In allen Bestimmungen werden die Bezeich-
nungen „Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie" und „Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie" durch die Bezeichnung
„Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten" und „Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten" ersetzt und grammatikalisch der
jeweiligen Bestimmung angepaßt.

2. Art. II § 1 lautet:

„§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten
die Begriffe

1. „IEP-Übereinkommen" das Übereinkom-
men vom 18. November 1974 über ein Inter-
nationales Energieprogramm, BGBl.
Nr. 317/1976;

2. „Erdöl" Erdöle und Öle aus bituminösen
Materialien, roh, der Nummer 2709 des
Zolltarifs (Zolltarifgesetz 1988, BGBl.
Nr. 155/1987); ausgenommen hochschwe-
felhältiges bituminöses Schieferöl;

3. „Erdölprodukte" Waren der Nummer 2710
des Zolltarifs; ausgenommen Schmieröle,
Transformatorenöle und zubereitete
Schmierfette;

4. „Benzine" Waren der Unternummer
2710 00 A des Zolltarifs; ausgenommen
Petrolether, n-Hexan und n-Heptan;

5. „Testbenzine" Waren der Unternummer
2710 00 B des Zolltarifs;

6. „Petroleum" Waren der Unternummer
2710 00 C des Zolltarifs;

7. „Gasöle" Waren der Unternummer
2710 00 D des Zolltarifs, einschließlich des
besonders gekennzeichneten Gasöles gemäß
den §§ 1 und 3 Abs. 1 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 259/1966 in der jeweils geltenden
Fassung; ausgenommen Mitteldestillate
bestimmter Siedegrenzen zur Herstellung
von Druckfarben;

8. „Heizöle und ähnliche Rückstände von der
Erdölverarbeitung" Waren der Unternum-
mer 2710 00 E des Zolltarifs;

9. „Spindelöle und Schmieröle" Waren der
Unternummer 2710 00 F des Zolltarifs; aus-
genommen Schmieröle für schmierende
Zwecke;

10. „andere Öle" Waren der Unternummer
2710 00 K des Zolltarifs, sofern sie energe-
tisch genutzt werden können;

11. „Steinkohle und Steinkohlenkoks" Stein-
kohle der Unternummer 2701 (10) und Koks
und Halbkoks (Schwelkoks) aus Steinkohle
aus der Nummer 2704 des Zolltarifs;

12. „Erdgas" Erdgas der Unternummer 2711 21
des Zolltarifs."

3. Im Art. II § 2 ist dem Abs. 1 folgender Satz
anzufügen:

„Sofern es sich um Importeure mit dem Sitz im
Ausland handelt, ist der inländische Warenempfän-
ger (erster inländischer Abnehmer) vorratspflich-
tig"
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4. Der bisherige Art. II § 4 wird mit „(1)"
bezeichnet. Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Vorratspflichtige müssen 16% ihrer Vorrats-
pflicht an einen mit Bundeshaftung ausgestatteten
behördlich genehmigten Lagerhalter (§ 5 Abs. 6)
überbinden."

5. Art. III entfällt.

6. Die Art. IV und V erhalten die Bezeichnung
Art. III und Art. IV.

7. Art. IV Abs. 3 (alt) entfällt.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme des
Art. II Z 2 und Z 4 mit 1. Jänner 1988 in Kraft.

(2) Art. II Z 2 dieses Bundesgesetzes tritt gleich-
zeitig mit dem „Internationalen Übereinkommen
über das Harmonisierte System zur Bezeichnung
und Kodierung der Waren" in Kraft.

(3) Art. II Z 4 tritt mit 1. März 1988 in Kraft.

(4) Mit der Vollziehung des Art. I dieses Bundes-
gesetzes ist die Bundesregierung betraut. Im übri-
gen ist mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten betraut.

Waldheim

Vranitzky

653. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1987,
mit dem das Patentgesetz und das Marken-
schutzgesetz geändert werden (Patent- und

Markengebühren-Novelle 1987)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Patentgesetz 1970, BGBl. Nr. 259, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 581/1973,
349/1977, 526/1981, 201/1982, 126/1984, 234/
1984, 104/1985 und 382/1986 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 166 Abs. 1, 3 und 4 lautet:

„§ 166. (1) Für jedes Patent sowie für jedes
Zusatzpatent ist gleichzeitig mit der Anmeldung
eine Anmeldegebühr von 700 S zu zahlen."

„(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständi-
gen Patenten erklärt werden (§ 28), ist die Jahres-
gebühr für die gesamte Geltungsdauer nur einmal
zu entrichten; sie beträgt 4000 S zuzüglich 350 S
für die sechste und für jede folgende Seite der zur
Auslegung gelangenden Beschreibung und Patent-
ansprüche sowie 350 S für das dritte und für jedes
folgende Blatt der angeschlossenen Zeichnungen."

2. § 167 lautet:

„§ 167. Für jeden nicht auf Grund einer amtli-
chen Aufforderung gestellten Antrag des Anmel-
ders auf Abänderung der Beschreibung, der Patent-
ansprüche, der Zeichnungen oder der Zusammen-
fassung (§91 Abs. 3) ist eine Gebühr von 400 S zu
zahlen."

3. § 168 Abs. 1 und 6 lautet:
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„(6) Durch Verordnung können besondere
Gebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffent-
lichungen, Bestätigungen und Beglaubigungen
sowie für Registerauszüge festgesetzt werden. Bei
der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der
300 S nicht übersteigen darf, ist der für die amtliche
Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand
zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren
von der Zahl der Seiten oder Blätter abhängt, ist
§ 166 Abs. 10 anzuwenden."

Artikel II

Das Markenschutzgesetz 1970, BGBl. Nr. 260,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 350/
1977, 526/1981 und 126/1984 wird wie folgt geän-
dert:

1. § 18 Abs. 1, 2 und 4 lautet:

„§ 18. (1) Für die Anmeldung einer Marke sind
eine Anmeldegebühr von 800 S und eine Klassenge-
bühr zu zahlen. Die Klassengebühr beträgt 200 S,
sofern das Verzeichnis der Waren und Dienstlei-
stungen nicht mehr als drei Klassen umfaßt; für
jede weitere Klasse erhöht sie sich um je 260 S."

„(2) Vor der Registrierung einer Marke sind
nach Aufforderung eine Schutzdauergebühr von
1 800 S und ein Druckkostenbeitrag für die Veröf-
fentlichung (§17 Abs. 4) zu zahlen. Die Höhe des
Druckkostenbeitrages hat sich nach dem Umfang
der Veröffentlichung zu richten und ist durch Ver-
ordnung festzusetzen (§ 70 Abs. 1)."

„(4) Für den Antrag auf internationale Registrie-
rung einer Marke nach dem Madrider Abkommen
über die internationale Registrierung von Marken,
BGBl. Nr. 400/1973, in der jeweils geltenden Fas-
sung ist neben der an das Internationale Büro zu
entrichtenden Gebühr eine Inlandsgebühr von
1100 S zu zahlen."

2. § 40 Abs. 1 lautet:
„§ 40. (1) Für die Beschwerde ist eine Gebühr

von 800 S für jede angemeldete oder registrierte
Marke, derentwegen Beschwerde erhoben wird, zu
entrichten. Für jeden vor der Nichtigkeitsabteilung
zu verhandelnden Antrag (§ 37) ist eine Gebühr
von 2600 S, für die Berufung (§ 39) eine Gebühr
von 4000 S für jede Marke, auf die sich der Antrag
(die Berufung) bezieht, zu entrichten."

3. § 70 Abs. 1 lautet:

„§ 70. (1) Durch Verordnung können Druckko-
stenbeiträge sowie besondere Gebühren für amtli-
che Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestäti-
gungen und Beglaubigungen, für Registerauszüge
und für schriftliche Auskünfte aus amtlichen Unter-
lagen festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des
einzelnen Gebührensatzes, der 1100 S nicht über-
steigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit erfor-
derliche Arbeits- und Sachaufwand zu berücksich-
tigen. Soweit die Gebühren von der Zahl der Seiten
abhängig sind, ist für die Berechnung § 166 Abs. 10
des Patentgesetzes 1970 sinngemäß anzuwenden."

Artikel III

(1) Die in diesem Bundesgesetz über das Ausmaß
der Gebühren getroffenen Bestimmungen finden
nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 auf alle Zahlungen
Anwendung, die nach dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes geleistet werden, oder vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geleistet wer-
den, aber für Anträge bestimmt sind, die nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes überreicht wer-
den.

(2) Die erste Jahresgebühr und die Jahresgebühr
für Zusatzpatente sind in der Höhe zu entrichten,
die in den jeweiligen Beschlüssen gemäß § 101
Abs. 1 des Patentgesetzes 1970 angegeben ist.

(3) Gestundete Gebühren sind in dem zur Zeit
der Stundungsbewilligung in Geltung gestandenen
Ausmaß zu entrichten.

Artikel IV

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988 in
Kraft.

Artikel V

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird
betraut:

1. hinsichtlich §168 Abs. 6 des Patentgesetzes
1970 und § 70 Abs. 1 des Markenschutzgeset-
zes 1970 der Bundesminister für wirtschaftli-
che Angelegenheiten im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen,

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten.

Waldheim

Vranitzky
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